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Die Verwaltung ist kontinuierlich gewachsen. Dieses Wachstum zeigt sich nicht nur an der Anzahl 
Mitarbeitenden, sondern widerspiegelt sich auch in den unzähligen Verwaltungsstandorten. Die 
Anforderungen an die über Jahrzehnte gewaschene Situation mit ständig wechselnden Anforderungen 
an Raum und Infrastruktur widerspiegelt dies. Diese Situation zeigt eindeutige Schwächen. Unzählige 
Kleinstandorte gestalten Unterhalt, Organisation und Reaktion auf Bürobegehren schwierig, wenig 
wirtschaftlich und wenig kundenfreundlich. Zudem belegt die Verwaltung Räumlichkeiten im Zentrum 
der Stadt, der in Wohn- oder Arbeitsraum an guter Lage umgenutzt werden könnte. 

In einer Zeit, in der auch die Verwaltung zunehmend flexibler auf sich ändernde Umstände reagieren 
muss, stellt sich die Frage, ob die aktuellen Büroräumlichkeiten noch zeitgemäss und kostenoptimal 
sind.  

Hierzu einige Überlegungen: 

- Der Austausch der Bevölkerung mit den Behörden und der Verwaltung geschieht zunehmend 
elektronisch (Stichwort: E-Government). 

- Die Verwaltung bedurfte historisch gesehen repräsentativer Bauten, um ihrer Aufgabe Nachdruck 
zu verleihen. Heute ist der Kanton ein Arbeitgeber wie jeder andere auch. Repräsentativbauten 
sind entsprechend nicht mehr nötig. 

- Der Arbeitsplatz der Zukunft ist dank elektronischer Hilfsmittel zunehmend mobil und nicht mehr 
standortgebunden (Stichworte: Homeworking und Desksharing). 

- Die dezentrale Struktur behindert einen effizienten Austausch, wenn dies nicht mittels 
elektronischer Mittel erreicht werden kann. 

Selbstverständlich gibt es Behördenstellen mit hohem Publikumsverkehr, beispielsweise das 
Kundenzentrum Spiegelhof oder Polizeiposten. Diese sollen auch weiterhin an ihrer zentralen Lage 
bestehen bleiben. Und es gibt erst vor kurzem neu bezogene oder noch zu beziehende Liegenschaften 
wie das Gesundheitsdepartement oder das Amt für Umwelt und Energie. Für diese macht der Umzug 
an einen neuen Standort keinen Sinn und würde Wert vernichten.  

Die übrigen, über den Kanton verteilten Standorte, könnten hingegen problemlos in einem grossen 
Verwaltungsgebäude zusammengeführt werden. Dies würde den departementsübergreifenden 
Austausch fördern und die Möglichkeit bieten, die Arbeitsplätze des Kantons in Bezug auf 
Platzverbrauch, digitaler Infrastruktur und Desksharing zeitgemäss auszurichten. 

Die Anzugsteller bitten den Regierungsrat gestützt auf die vorstehenden Ausführungen zu prüfen und 
zu berichten, ob der Kanton Basel-Stadt einen neuen Bürokomplex erstellen und dort alle 
Verwaltungsbehörden zentralisieren kann, die keine zentrale Lage im Sinne der Bevölkerungsnähe 
erfordern. Als mögliche Standorte wären etwa die neuen Entwicklungsgebiete oder evt. das Areal der 
Messe geeignet. Die freiwerdenden Räumlichkeiten sollen wenn immer möglich zu Wohn- oder 
Arbeitsraum umgenutzt werden. 
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